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Änderung des Bundesgesetzes über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im 
Ausland 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Vielen Dank für die Einladung zur Vernehmlassung über die «Änderung des Bundesgesetzes 
über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland». Gerne nehmen wir nachfol-
gend Stellung. 
 
Der Schweizerische Pensionskassenverband ASIP mit Sitz in Zürich ist der Dachverband für 
rund 900 Pensionskassen. Er vertritt über die Mitglieder rund zwei Drittel der Versicherten in 
der beruflichen Vorsorge sowie ein Vorsorgevermögen von rund CHF 850 Mia. Der ASIP be-
zweckt die Erhaltung und Förderung der sozialpartnerschaftlich geführten beruflichen Vor-
sorge auf freiheitlicher und dezentraler Basis und setzt sich für das Drei-Säulen-Konzept in 
ausgewogener Gewichtung ein. Er positioniert sich als Ansprechpartner für alle Akteure im 
Umfeld der beruflichen Vorsorge. Die Exponenten unseres Verbandes vertreten die Interessen 
der Pensionskassen in verschiedenen Gremien sowie gegenüber der Politik und der Öffent-
lichkeit. 
 
Wie bereits in unserer Antwort auf die Vernehmlassung über die «Änderung des Bundesge-
setzes über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland (BewG)» vom 
26.06.2017 festgehalten, lehnt der ASIP auch die neu vorgesehenen Verschärfungen der Lex 
Koller grundsätzlich ab, da sie den Wohnungsmarkt nicht entlasten werden.  
 
Insbesondere lehnen wir die vorgeschlagene Unterstellung von börsenkotierten Immobilien-
fonds und Immobilien-SICAV unter die Bewilligungspflicht der Lex Koller ab. Die vorgesehene 
Unterstellung von regelmässig gehandelten Anteilen an Immobilienfonds/Immobilien-SICAV 
und von kotierten Immobiliengesellschaften unter eine faktische Erwerbssperre für Personen 
im Ausland (E-Art. 4 Abs. 1 lit. c/cbis Vorentwurf BewG) gefährdet unseres Erachtens die Kern-
voraussetzungen für die sichere Anlage von Vorsorgegeldern: Liquidität, Preisfindung und 
Transparenz am Schweizer Kapital- und Immobilienmarkt. 
  
Bei den Schweizer Immobilienfonds handelt es sich um streng regulierte Instrumente des Kol-
lektivanlagengesetzes (KAG), die der Aufsicht der FINMA unterstehen. Deren Hauptnutznies-
serinnen sind unter anderem die Schweizer Vorsorgeeinrichtungen mit ihren Versicherten. 
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Hauptsächlich kleinere Vorsorgeeinrichtungen sind auf diese indirekten Immobilienanlagen 
angewiesen, weil der Aufbau einer eigenen Bewirtschaftungsstruktur für sie zu kostenintensiv 
ist. So sind es gerade die börsenkotierten Immobilienfonds, die es den Vorsorgeeinrichtungen 
ermöglichen, ihre Immobilienquote flexibel und kosteneffizient zu bewirtschaften. Gerade 
diese treuhänderische Funktion der Verwaltung von Immobilien im Interesse der Vorsorgeein-
richtungen (Fondsleitung mit Sitz in der Schweiz als Eigentümerin an den Immobilien) und 
damit der Altersvorsorge wird durch die vernehmlasste Vorlage direkt gefährdet. 
 
Durch eine Wiederunterstellung börsenkotierter Immoblienfonds und börsenkotierter Immobi-
liengesellschaften unter das BewG droht deren Dekotierung, die verhindern soll, dass Auslän-
derinnen und Ausländer weiterhin Aktien erwerben können. Von einer Dekotierung negativ 
betroffen wären auch zahlreiche Schweizer Vorsorgeeinrichtungen, da die Markttransparenz 
und -effizienz abnähmen, indem diese ihre Aktien nicht mehr zum marktbasierten Preis über 
die Börse verkaufen könnten, was wiederum die Liquidität schwächt und die Kapitalkosten für 
Schweizer Immobilienvehikel erhöht. Da zahlreiche Vorsorgeeinrichtungen und Anlagestiftun-
gen Immobilienexposure auch über Immobilienfonds und Immobilien-SICAV halten, trifft eine 
strukturell verursachte Liquiditätsminderung direkt die Vorsorgevermögen. 
 
Fazit 
Die zur Diskussion gestellten Eingriffe in den Schweizer Markt erachten wir als nicht zielfüh-
rend und im Gegensatz zu den Interessen der Versicherten in der zweiten Säule stehend, 
nimmt doch gerade der Immobilienanteil bei den Schweizer Vorsorgeeinrichtungen einen ho-
hen Stellenwert ein. Als Eigentümerinnen von Anteilen an börsenkotierten Immobilienfonds 
und börsenkotierten Immobiliengesellschaften sind diese daher von allfälligen Anpassungen 
stark betroffen, da sie – zusammen mit den Anlagestiftungen – Vorsorgevermögen im Treu-
handauftrag verwalten. Sie sind daher auf Rechtssicherheit, Marktliquidität und transparente 
Anlagevehikel angewiesen, um Risiken zu steuern, die Diversifikation sicherzustellen und den 
Leistungsauftrag langfristig zu erfüllen. Durch die Liquidität und Handelbarkeit institutioneller 
Immobilienanlagen beeinträchtigenden Regulierungseingriffe werden mittelbar Finanzierungs-
kosten erhöht, Diversifikationsmöglichkeiten reduziert und die Rendite-Risiko-Profile zulasten 
der Altersvorsorge höchstwahrscheinlich verschlechtert. 
 
Wir beantragen daher die Beibehaltung der bisherigen Ausnahme für regelmässig gehan-
delte/börsenkotierte Immobilienfonds und Immobilien-SICAV. 
 
Wir danken Ihnen für die Beachtung unserer Hinweise. Gerne stehen wir Ihnen zur Beantwor-
tung weiterer Fragen zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 

A S I P 
Schweizerischer Pensionskassenverband 
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